
 
Bundesbeschluss 
über die Genehmigung und die Umsetzung des Notenaus-
tauschs zwischen der Schweiz und der Europäischen Union 
betreffend die Übernahme des Rahmenbeschlusseses 
2008/977/JI über den Schutz von Personendaten im Rah-
men der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen   
(Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands)  

Entwurf vom 20. April 2009 

vom  

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf Artikel 54 Absatz 1 und Artikel 166 Absatz 2 der Bundesverfassung1, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom … 20092, 
beschliesst: 

Art. 1  
1 Der Notenaustausch vom 14. Januar 20093 zwischen der Schweiz und der Europäi-
schen Union betreffend die Übernahme des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Ra-
tes vom 27. November 2008 über den Schutz personenbezogener Daten, die im 
Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen verarbei-
tet werden, wird genehmigt. 
2 Der Bundesrat wird ermächtigt, die Europäische Union nach Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe b des Abkommens vom 26. Oktober 20044 zwischen der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft, der Europäischen Union und der Europäischen Gemein-
schaft über die Assoziierung dieses Staates bei der Umsetzung, Anwendung und 
Entwicklung des Schengen-Besitzstands über die Erfüllung der verfassungsrechtli-
chen Voraussetzungen in Bezug auf den Notenaustausch nach Absatz 1 zu informie-
ren.  

Art. 2  
Das Bundesgesetz über die Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Ra-
tes der Europäischen Union vom 27. November 2009 über den Schutz personenbe-
zogener Daten, die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen verarbeitet werden, wird in der Fassung gemäss Beilage angenommen. 
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Art. 3  
1 Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Staatsvertragsreferendum für Verträ-
ge, die wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung den 
Erlass von Bundesgesetzen erfordert, nach den Artikeln 141 Absatz 1 Buchstabe d 
Ziffer 3 und 141a Absatz 2 der Bundesverfassung. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten des in Artikel 2 aufgeführten Bundesge-
setzes. 
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